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Sehr geehrtc Danrcn'nd Herreno

ich halte die Empfehlung des Hessischqr Städte- und Gemcind*undei vsrfi77.2.?004, rruch die

kommtmalen Verhetungskörperschaften in Hessen sollten zuktlnftig das Urteil des Burrdesver-

wdhrugsgerichts vum 10.12.2003 (in HSGZ 2004 S. 105 ff) zur Uneulässigkeit gerreinsaurer

Wahlvorschläge.bei Ausschuss\frtaülen beachten, fltr tiberzeug€dd. Denn das Bundesveffif,iltungs-

gericht leitct dcn Grundsstz der $ptegelbildlichkeit der Zusammcmeeung von R*splenum

und Rstseusrchüsc€n nicht aus derm nordrhsin-westfälischen Lmdesrecht, sondern aus dcm

Crnrndgesetz ab, Auch die Hinweisc des Deutschen Landkreistages zur Umsetzung des Urteils

in Nordrhein-V/estfalen (vgl. Der
f \ ' \Lsndkreis 2004, S. 503).

Die hnen bekannte Ärgumefitetion dcs Baden-l{ünternbergischen hrnetrninistsritrms zurNicht-

üb€rtragba*eit. des o.a. Uneils des Bundesvenraltrmgsgerichts stiltzt sich elrtscheidend darauf,

dass in da baden-wurttembergischcn Kommunalverfassung Fraktionen nichr enryahnt rverden.

Dies ist in Hessen jedoch der Falt {$ 36a HOQ; $ 26a lilC0} Mit der ausdrucklic}en Angken-

nung der Fraktionen in der Kommunalverfassung'und der damit eintrergehenden ;,Pulanmtari-

sierrmgl' der kommunelen Selbswgtt€Itung ist nattlrlich die Berejtechsfr der Verwaltungrgerich-
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te gewachecn' die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die staatlichen parlamente auch auf
die kommunaten vcrtrctungsköqperschaften eu übertragcn (vgl, BVavG a.a.o. s. I0ri). Auch
der Hinweis, dass rn llessen ' andero afs in Nordrtrein-lvestfalen - bei den wahleü der vertre
tungekiirpcschaftcn kurrulicrt uhd pmaschiert werden darq fent in diesem Zusammenhang wohl
kaum entschcidend ins Gewicht, dam im Kenr handelt es sich doch auch in Hessen,*,,ti" t"-
tenwahl (vgl' $ 1 Abs. I Kwo). Der schluss liegt daher nalre, drss aie Cemeinaebrugär in Hes-
seir nicht eders els in Nordrhein-lvestfalen ,,bei d,er wahl der Ratsnritglieder auch irber das
stärkeverhältrnis dcr Fraktionen mitentscheiden" @vc"",G ;";. ;. ;;. ;;;;. datrer auch
irelevant sein, dass iu Nordrhein-Wcstfalen dss wahlvorschlagsrecht den Frgktiooen zusteht
($ 50 Abs' 3 Go-hlRw) wahrend in Hecscn auch der ehzelne Ge,ureindenerheter eineu \\rahlvor-
schlag einrcichen darf ($ 55 Abs. 3 HGo). Ebenso uncrhoblich ist, dsss iu Nordrhejn-lvestfalen
die sitzverteilung in der Vertenmgskörperschaft nach dem verfibren ,,d,frondt . berechnx wird.

Nach alledcur halte ich die Bilüutg eines gotreitsamen wablvorschlags awischen rnethrereir
FraLfionen mit dern Ziel' einer *nderen Fraktion einen ihr an und fftr sich zustehendr:n Aus-
schusssitz ,,wegzuschnappen*, jedenfalls ftr sehr riskant. Nach dcm Urterl des BVe.rw(js vorn
l0'12'2tr13 iet cs äußerct frcglich, ob der Hess. VOH seine im Urteil vom 17.10.1991 (HsGz
1992 S' 43't -lWwZ-RR 1992 S. 371) vertretene Auffass'qg alftecht ertalten*t*,;;;;
in $ 55 Abs. 4 HGO enthaltene venveisung auf das KwG einsclutinkcnd o"ningeheüd ,*ruto
geir sei, dass $ l0 Abs. 4 KwG von diescr verweisung nichr erficst werde, weil die iir dies€r
vorscbriff verboteuen Listenverbinftrngen nicht mit gemeinsaillsn w"trt,rorsclrttgpn vergleich-
bar ecica' nan cas Bundesvarryatnrngdgcricht betout ausdrilcklich die paraileüter zwiscnar <Iem
geuretnsarnea Wahlvorrchlag von Frahionen bei Awschusswhlen und der Listenvertindung
untqschiedlicher Parreien bei (Bundestag*-) wahlen (e.a.o, s. l0?).

i

Ebenso wic die Nordrhein-we*t[tisehe Gemeindeordnrulg scüließt die hessischeKommunalver-
fassung crnen Sffieinssmen wahlvorschtag mehrcrer Fra*tiona nicht ausdrllcklich aus, lißst ibn
aber auch richt ausdriicklich zu. Einc solcbe Anerkenrung im Gesateesrvortlaut ist nur in der
Rhcinland-Pf lzischen Gemeindeordaung enthalten; mit Erlass vom 4.6.200.4 hat oas Rhc;nlsnd-
Pfiilzische Innemninisterirrm aber bereits offiziell eine Auftcbung dimer Vorschrift in furcrken-
nung des o.a. Urteils dcs Bundesvenraltungggerichts angpkthüigt. Auch die enderen Bunrleslän_
der gehen metrheitlich von eirter Übetragbarheit ds Buodesvcrwaltungsgerichts*rteils aui.
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Ich stimme Ihnen zu, tiass auch bei Beachtung des Bundewenvaltungsgerichtsurteils cile kleine
Fraktion keinesregs einen fuiqpruch auf eincn Ausschusssitz (sog. Crnlndmaruiat) rn jalem Fall
hat; sie bat aber einEn Anspruch darfluf, dass ihr ein rcin mhrerisch zustehendsr Ausse,husssitz
nicbt drrch die Bildung ciner Zählgcrucinshaft vsn aüder€n in der Vertotungskörpersc.raft ver=
trctenen Frektionsr,rweggeschnappr.. wird.

Das bedeutet aucl\ dass eine Verschiehqng von Ausschusssitzen zwischcn dcn beteiligt,n Frak-
tionen einar Listmverüindrmg nsch wie vor eulässig ist, die Einreich$rg gemoinrmrer rgrlshlyo{,.

schläge mithin keinesrüegs gcuerell vcrbotcn ist. Daher ist auch sin eiqheitlicber Walrlvrrrschlq
- l f -  / : - - : - J - - . - * - -  . f r t - .  -  !  -  -  -  -  -  - . .  -arlEr uemernsevEirl-et9riäi€isiti$Säbseordneter ($ 55 nbs. Z. HG{t) nach wie vor erlaubt.

Zulässig ist auch weiterhin, dass GemEindevertreter bci einer Verhältniswehl ihre Stimne dern
Wahlvorschlag einer andcren Fraktion geben. Das Bundesverrraltungsgericht betorrt i* seiner
Fntscheidung vom 10.12 .2ffi3, dass es ihm nicht darun gcht, die ,,rnit einer Wahl naturgemäß

einhergehenden Unwügbarkeitcn" nuszuechließen, wohl abur dangn, bei ü€r Ge*talhurg des
Wahlverlbhens auch auf der Ebene ds Kommrrnen ffh die Beachtung der verfassungsrechtli.

chen Prinzipien der Volkssouveränitiit und der reprräee, tativen Dernolaatie zu sorgen (a.a.O.

s. 107).

Aus den vom Hessischen Städte- und Genneindebund genannton Gr{lnd€n gehc ich weitelhin da-
von aus, daqs das Uneil des Bundesvemraltungegerichts aicht auf die Wahlen zum €brcnamtli-
chen Genieindevqr8tänd/tkdsausschuss, zu Konrrrissionen usrry. mzuwenden ist. Derrn 1rur) die
Aussehllsse ale Hilfeorgene dcr Kommrrndparlamsnte nshmen ih ihfütt jarerlrgrn Aufgrrbenbe-
reich die Re$äsefitetissstätigkeit der Cresamrbeit der vom Volk gewählteu Murdatrträgpr teil-
weise vörweg, bnr. -bei beschließcnden Aussch{lssen - ereetzen sie sogar insgpsa$ü'(a.a,e.
s. 106),

Mit ftcundlicheo ffiBen
Imy*qtrag
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'%*,
Zusammensetrung von Ausschüssen
hier: Uileil des Bundesversaltungsgorichtg vsm 10. Dezemhrr 2003

Sehr geehrter Hen Professor Lavies,

unter Bezugnahme auf lhre telefgnisehe Anftage teilen wir lhnen g€me den firlgen=
den $achstand mit:

Mit dem im Betreff eftvähnten Urteil, das auch schon Baratungsgegenstand in tter
Konferene der Kreistagworsitzenden war, hat das Bundesverwathrngsgericht ent-
schiedan, dass Ausschüsse in den kornmunalen Vertrefungskörpersetat"en die ilu-
sammenseüung des Kreistages bäv, der Gemeindeverlretupg und insbesondere das
dortige Meinungs- und Mehrheitsverhältnis wider$piegeln müssten. Vor diesem Hin-
tergrund kommt das Gericht zur UnzuläSsigkeit von gemeinsamen Vorschlägen merh-
rer€r, \rvenn diese die Mehrheitsverhäftniss€ konterkarieren wollen. Das Geriiht stütat
seine Argumentation auf die grundgesetzlich€n Artiköl 28 Abs, 1 Satz 2,20 Abs. 1
und Abs. 2 Grundgesetz und die doil verankerten Prinzipien der Vofkssouveränität
und des Demokratieprinzips auch auf komrnunaler Ebene.

T'ufgrund die, eer verfassungsrechtlichen Argumentation spncht vieles daftir, dass das
Urteil auch Auswirkungdn auf die Rechlslage und lnsbesondere die Auslegung te-
stehender Vorschrifran auch in Hess€n hat. So hat eine RücKrage bei derkoärou-
nalabteilung des Hessischon Ministeriurn$ des Innem und für Sport eqgaben, dass
bei der Auslegung der S$ 55 und 62 Abs. 1 HGO, wonaÖh die Vsrschrifren des KVIG
analog bei den Ausschueswahlverfahren geften, zuktlnfti; entsprechend angepaßt
interprotiert werd€n müssen. Dies hat zur Folge, dass die bisherige lntorpretaticn,
nach der das Verbot der Verbindung von Wahlvorschlägen des S$-f0 Abs. 4 K!e'G
nlcht analog enzuwenden sei, nicht nrehr zufrecht orhalten uerden kann. Mit anden:n



Worton, die ontsprechonde Anwsndung der KWG-Vorschriften gemäß $ 55 Aht.4
HGO erstreckt sich auch auf das Verlrot der Wahtvorschlagsverbindung des $ 10
Abs.4l(\it/G.

Vor diesern Hintergrund qmpfehlen wir nacfidrucldich. entsprechende Listenverlrin-
dungen, die die kleineren Fraktionen benadrteiligen könntan, nicht mehr vorzuneh-
men. Hinsichüich der in diesem Kontext auftretenden Frage del Zulässigkeit rles
Benennungsvarfahrens schließen wir uns der beigeftrgten Auffassung des Hs,ssi-
schen Stä<lte- und Gemeindebundes ausdr{icklich an.

Abschließend möchten wir Sie geme darauf hinweisen, dass im September ein bun-
desweiter Austauscfr der Innenministerien zu den Auswirkungen des Bundesverural-
tungsgeriehtsurteils stattfrndet. V\fir gehen davon aus, dass im Anschluss an diq;en
Meinungsaustausch eine $prachregelung des Hessischen Infienministeriums ärfol-,
gen wird.

Mitfreundlichen Grüßen

D r .  R ö t h e r
Direktor

Anlage
Auszu! eu$ dem Elldlenst das HSGB
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ZusamnrFnrcüunq.,von Auaechültgn irn WrhfuFrfahren
hler: U.f ,toif drr Bunderyenualtunasqcdchts vom 10,12,2m3 - BYclvG E,C 18.0.Q

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urt. v. 10.12.2003 - EVerwG E C 18.03 entscüieden, dass
Ausschüs86 dieZusammensetzung derV€rtretungskatrp€rschdt und dro darin wkks*ne politische
Meinung+ und Kräfterpofttrum urldoßplog€ln müt6tn. Boi dgr Be$otrlrng der Aupochüs*e selorr deehalb
- zur Erlangung eines zusätzlichen $itzes gebildete - gemeinsame Vorschläge meh'rerer Fraktionen
unzuläs$ig. Nach Art. 28 Abs. I S.2 GG m{lsse dae Vdk In don Ländom. Krolsen und Gerneinden elne
Vertretüng haben. die aus unmittelbaren. freien, g*eichen und geheiimen Wahlen heruorgegangen sei.
Dlose Bestimmung übortra$o die in Art.20 Abs. 1 und 2 GG getroffene Grundent$cheidung der
Verfassung ftlr die Prinzipien der Volkssouveränität und der Demokratie zuf db Ebene der Gemeinden
{vgl. BVertGE 47, 253, 272; 83, 37, 53}. Daruus fiolge. dass die Gemeindev€rtr€tung, auch wenn sie kein
Pärlament, sondem Organ einer Selbetvenraltungskörporacheft col, die Gemeindeb0rger repräsentiere
tBVerfGE 90, 104, 105). Diese Re$surtatlon rroilriehe sictr nicht nur im Ptenum. sondem auch in den
Ausschüssen der Gemelndev€dr€tungl. Da sie der glanzen Volksvertretrung, d. h., der Gesamthoit lhrar
gewählten Mitgliederobllogo. hät$n alle Mi'tgli*der grundsätzlich gloiche Mltwlrkungsrccüte.

.\-.-rr' Entsprecnendes gelteftlr die Fraktianen äls Zrlsammonschlßse pofitisch gleiehgesinnter Mitgliedel der
Volksverbeh.mg. Auch die Fraktbnen seien im Plenum und in den Ausechlits€n grundsätzlich
$eichberech$an derWiltensbitdung dsrVolktwrtsetimg zu betsitigen. Aus dem Prinzip der
dsmok6tlschon Reprügsntation und der €inbezbhung der Gemqlndevertredung !n da€ses Prinzip folge,
dass ftlr Ausschüsse das grleicfic gdle. AlEh cliese dtJrften nhht unabhärqig von dom Stärkevsrhäl8rls
der Frat<tlon beseüzt werden, ukr das db Gemeindsbürgtr bei dar Wahl der Gernekldevertreler mit
en$chieden hätten- Mälmehrmrisstan auc{r elie AusOch0sse grundsätzllct als vcrklüinarte Aöbllcler cler
Flenums dessen ZusanrmonseEung urd däs darin wirksame plilisc{ta Ms|nlinls- und KräflespÖktrurn
widerepiegdn. Elno Zählgemeinsehaft drlrfe im übrigen sefrens tler Mefirheit die Zusammensetzung do'
Ausschüsile nichl zu Lasten elner Mirdrlreit ändsrn. Ansonsten werde der Minderhgitutßchutr
missschtet. Nach der Rechtspr€chung des Bundesverfasrungrsgerk*rb (BVcrfGE 82,3221filhreiede
derartign Listoil€rblndung zu einern Versloß g€gen dia Chancengleichheit - und damit zu eineitr Verstoß
gegen das Grundgeeetz -, weil ele den Erbg von Wählerstimmsn ungildclt gpwfchte, ohne, dass dafür
gln zyrdngqrüersachlhhs Grund angeftihrtwerdan köhne. Nichts anderes könne gdtan frir einen
gemeinsamen Wahlvgrschlag von Frakti<rnen, der oürna verbfgta Form des Zu$arfimenwirkens allain
anr Erlangung eanes Vorteils bei einr Augechusgbesetzung eingereictrt rwrde.

Obwoht d6 Urtrll zu drn Ragclungen über dic Aurch0ttc ln dcr Gemeindeodnung ilodrhcln- .
wr$frf,rn crgang.n ilt, rind dic orundrlttmeuf ürewqhlvarfahren bei Au$chäres! lfi Hoserr {$
62 Abs.2 S. I f . Att HGO l. Y. m. I t5 HCOI ru 0berkegen, de riüh dr* Bundiw-rrraltungsgcricht
im wcrentlichen ruf vateorrngrruchtlicht Yorgeben und die R.chbptfclrung dot
Bundrvcfrccungrgeriehtr gectütrt hrt. Bfl cltlar lf.üslhl von Auscshliscen dnd dic
GrundriEe künftio zu bcechtrn; ftlrbretehmdc Arlrschüge be.teht hlngrgrn ltdn
lfandlungrbcde{ sofern g€gen die tt$ehlcn t(.fn Wldüopruch gem. $ 53 Abr. 6 tlGO einsebgt
wurde, lrt dle lionrtsfrlrt fllr dle Einfegung dot Rechtrmittclr ebgrhuhn, lst von ülnör
rechtrgiiltige* Wahl dcr Asrqchtlfr rur:ugchcn. Bci eiasr Auflörutq dcr.Aurchtlrlc, dll
jederrdt mttgllcä l8t {S üZ Ab:, I S. 5 l{CO}, ciad die obigen Grundrlttro allrrdlngp ru beachton.

Für die Ausschüsse, die im Hgepq0un&vcrfaftr,on gebildet wurdsf, findet die obige Rechtsprechung
keineArrwendung, da b6im Benennunguverfahran ohnehin dqs SHd<eveüältnis der Fraktbnen
borilckcltfrtfit *4rd. Bel nacfifägfichen Anderurqen des Stärkevert6ltnisoe der FraHionon bestehtgern.
$ S2 Ab$. 2 S. 5 HGO aino goootzlfcfie Verpllichtung diEs an ber{lcksichtigen. t}er Hessische
Venrattungsgcrichtrhof hat ip dioeorn Zu*snmmhrng füstgeütd& detc dle Verpfllchtung zur

bEtreffu, n dom dor



Elnr Verpftichtung tur üUertregung dcr €runde{Er dcr Rochteprechung drc
Bundecvcnvrltury:gcrlchtg euf die &ganr bry. Grcrnien Gomrlndrvorstrnd, tcrT,mlfrlonen,
Bqqiebskofltrtl??lo4cn lowil Y._rrbrndcverrammlqFcOn cchen wir nicht

Zwar lintlot bei der Besetzung dierer Organe bav. Gremien das VerhäfFrliwahlverfahren Anwendung.
Särntliche Orgnne bav. Gremier.r gind atlerdings keine f{iftrorgana der Gemeindev€rhtung.

Drr Gemeindevorrtand iot vielrnefrVenvaltungnbehörde gdrn.S 66 Abe. 1 S. 1 HGO und eilenständig{rs
Organ, clas rnlt eigenen Kompdenzen ausgestattet bt (2. B. $ I HGO, S 6t HGO, $ 73 HGO!. Ale
Yenvdlungsbehör$ ist er insbesofident auüh ausfuhrwtdeg Organ und unterliegt niclrt, wb die
Gomslndcwdrcfung, clern Prinzip der repräsentatlwr Demokralb. fm tlbrfion kcinnen auch P$conen in
den Gemehdevorstand gqrählt w€r@1 die nicht alg Gemdndewrtreter grarählt worden sind. Etne
unmittehare Legitimalion durch die Bttrger let bei dan Mitgliedom de* Gemeindevorstandes damit hn

,x *-/ Zunlfd olrnehin nichl gcgoben.

f*.ch auf Kommissionen ($ 72 HGO) sowie Befiebekommission€n ($ 6 ElgEGeü) frdet die Grunrlsätrcr
keineAnwendung. Sourchl in den Komml$sionen afs auct Betrloügkommissionen sind slne Reihe wn
walleren Personen - neüen dsn Gemeindevertr€*ern - verfeten, so daeg ehg Sptqalbildlichkeit und
Zusarnmoneelzung i. S. d. Resfit*prochung des Bundgsvemaltungcgrrichts damit von vomherein
zusgeschlwgen lgt,

Schließlbh findat das Urtell auch keine Annpndung euf die Verbandsveßffnmlungerr der Zweckverbänrtr
($ 15 KGG) sowb der Was*er- und Boderwerbände (S 47 WVG), denn die Eoreünrng iel nicht arvingenrl
mit Ggncindev€rtretem voramchmen. Die Verteülngslürpcrscheftan krinnen vielmehr atrh andare
Pelsonen in dle Varbandsversarmnlung udhlon. lrn übrigen sind db Vgrbandeversammlungen Organ Cos
Verbandes. einer eigensüändigon jurietischen Person doc ötrariffichen Rechts. Eine Verglcichbarkeit mit
den lu.rs$ch{ls3on bciainer Gemelndwerü,etrng sahen wir nicht.

Zur lnformrtlon wird ds* Urtdl dc Bundervemaltu4ngmlchtr ln dcr Aurgrbe ifärr 200{ dcr
He$eiichen Stütttr- und Gem*indseltung vrröffeatlicht-
f$tictworte Wahlen, Aucsciüoee, Splegelbllclllchfcelt, tsVswGI
DtrernalzaAdrrHg l{r. 2 - EO t5 vom 17.02.2{Xltl


